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FÜNFTER TEIL 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

ABSCHNITT I 

Übergangsbestimmungen 

1. Unterabschnitt 

Übergangsbestimmungen zum Ersten Teil 

Fortdauer einer nach früherer Vorschrift bestehenden Pflichtversicherung; Einbeziehung in die 
Pflichtversicherung 

§ 232. (1) Personen, die am 31. Dezember 1978 nach den in diesem Zeitpunkt geltenden 
Vorschriften pflichtversichert waren, nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes aber nicht mehr 
pflichtversichert wären, bleiben pflichtversichert, solange die für den Bestand der Pflichtversicherung 
nach den bisherigen Vorschriften maßgeblichen Voraussetzungen weiterhin zutreffen. Im übrigen sind 
auf eine solche Pflichtversicherung auch die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden, jedoch 
kann der Versicherte den Antrag stellen, aus der Pflichtversicherung ausgeschieden zu werden; einem 
solchen Antrag hat der Versicherungsträger mit Wirkung von dem auf den Antrag folgenden Ersten eines 
Kalendervierteljahres zu entsprechen. 

(2) Personen, die nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes als Pflichtversicherte in die 
Krankenversicherung einbezogen werden, haben sich bis 30. Juni 1979 beim Versicherungsträger 
anzumelden und den für die Feststellung der Beitragsgrundlage maßgebenden rechtskräftigen 
Einkommensteuerbescheid zur Einsicht vorzulegen. Zur Feststellung der Beitragsgrundlage ist § 25 mit 
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der Maßgabe anzuwenden, daß den Einkünften aus einer die Pflichtversicherung begründenden 
Erwerbstätigkeit die Einkünfte gleichzuhalten sind, die aus der Erwerbstätigkeit erzielt wurden, die bei 
früherem Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen über die Pflichtversicherung diese begründet hätte; das 
gleiche hinsichtlich der Feststellung der Beitragsgrundlage gilt für Personen, die vor dem 1. Jänner 1979 
eine Erwerbstätigkeit ausgeübt haben, die bei früherem Wirksamkeitsbeginn des § 2 Abs. 1 Z. 3 die 
Pflichtversicherung begründet hätte, die jedoch nach diesem Zeitpunkt einer Pflichtversicherung gemäß 
§ 2 Abs. 1 Z. 1 oder 2 unterliegen. 

(3) Für Personen, die nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes als Pflichtversicherte in die 
Krankenversicherung einbezogen werden und die zum Zeitpunkt des Eintrittes der Pflichtversicherung bei 
einem Versicherungsunternehmen vertragsmäßig krankenversichert sind, beginnt die Pflichtversicherung 
erst mit dem Tag, an dem die Vertragsdauer endet, wenn der Vertrag, sofern er nicht bereits früher 
gekündigt wurde, zum ersten vertragsmäßig in Betracht kommenden Zeitpunkt nach dem Eintritt der 
Pflichtversicherung gekündigt wird. Die Pflichtversicherung beginnt jedoch unabhängig von dieser 
Regelung spätestens nach Ablauf eines Jahres nach dem Eintritt der Voraussetzungen für die 
Pflichtversicherung. Für diesen Zeitpunkt kann der Versicherungsvertrag mit einmonatiger 
Kündigungsfrist gekündigt werden. Die Begünstigung kommt nur solchen Personen zugute, die ihren 
Versicherungsvertrag dem Versicherungsträger binnen drei Monaten nach Eintritt der Pflichtversicherung 
unter Vorlage einer Versicherungsbestätigung schriftlich anzeigen. 

(4) Versicherungsunternehmen, die das Versicherungsgeschäft betreiben, können jene Teile der 
versicherungstechnischen Rückstellungen, die zufolge Kündigung gemäß Abs. 3 aufzulösen sind, 
steuerfrei auf eine Sonderrücklage für die Umstellung des Geschäftsbetriebes übertragen. Diese Rücklage 
ist in den folgenden Geschäftsjahren mit einem Teilbetrag von je 20 v. H. gewinnerhöhend 
(verlustmindernd) aufzulösen. 
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